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Das traditionelle Bild einer soliden be-
ruflichen Erstausbildung, die im Kar-
riereverlauf durch den Erwerb prakti-
scher Erfahrung (eventuell bei nur ei-
nem einzigen Arbeitgeber) immer wei-
ter veredelt wird, aber an ihrer Aktuali-
tät nicht nennenswert einbüßt, ist an-
gesichts des rasanten strukturellen
Wandels in unserer Wirtschaft nicht
mehr zeitgerecht. Vor diesem Hinter-
grund ist der vorliegende Schlussbe-
richt der Expertenkommission ein
wichtiger Beitrag zu der unverzichtba-
ren Diskussion um die Ausgestaltung
und das erwünschte Ausmaß künftiger
Weiterbildungsaktivitäten. Er spricht
zentrale Probleme dieses Themen-
komplexes an, betont begrüßenswer-
terweise den Investitionscharakter von
Bildung und stellt teilweise sehr inter-
essante Vorschläge zu ihrer Lösung
vor, welche die zukünftige Debatte si-
cherlich entscheidend prägen werden.
Allerdings weist der Schlussbericht
auch einige Schwachstellen auf, die

im Folgenden näher betrachtet werden
sollen.

»Bericht betont Investitions-
charakter von Bildung«

Bei der Diagnose der gegenwärtigen
Situation präsentiert der Schlussbe-
richt einige interessante empirische
Erkenntnisse hinsichtlich der Teilnah-
me an Weiterbildungsaktivitäten sowie
der sozio-demographischen Zusam-
mensetzung der Teilnehmer- bzw.
Nichtteilnehmergruppe. Insbesondere
im Hinblick auf die im weiteren Ver-
lauf des Schlussberichts aufgestellte
Empfehlung zu mehr staatlicher Initia-
tive im Bereich lebenslangen Lernens
weist die Diagnose der gegenwärtigen
Situation jedoch einen erheblichen
Mangel auf. So wird nämlich keines-
wegs überzeugend herausgearbeitet,
worin das konkrete Marktversagen im

Bereich Weiterbildung zu suchen ist
oder welche positiven externen Effek-
te durch den weiteren Ausbau der
Weiterbildung generiert würden. Diese
Aspekte, im Gutachten kurz als unaus-
geschöpfte Wachstumspotentiale cha-
rakterisiert, müssten schon deutlicher
herausgearbeitet werden und ihre
quantitative Bedeutung zumindest in
grober Abschätzung nachgewiesen
werden, um eine massive staatliche
Intervention in das Marktgeschehen
rechtfertigen zu können.

Auch werden die zu erwartenden Kon-
sequenzen des demographischen
Wandels im Schlussbericht der Exper-
tenkommission nur teilweise erfasst.
Es wird richtigerweise darauf hingewie-
sen, dass in Zukunft ältere Arbeitneh-
mer länger produktiv beschäftigt sein
müssen und hierfür Investitionen in
Humankapital notwendig sind. Darüber
hinaus erfordert jedoch die durch die
Alterung (und Schrumpfung) der Ge-
sellschaft zu erwartende Verschiebung
des Arbeitsangebotes, also der relati-
ve Rückgang des Produktionsfaktors
»junge Arbeitnehmer«, auch verstärkte
Bildungsinvestitionen durch jüngere
Kohorten, wenn das Pro-Kopf-Wachs-
tum des Bruttoinlandsproduktes auf
hohem Niveau gehalten werden soll.
Jüngere und somit relative kleine Ko-
horten haben einerseits durch die Tat-
sache, dass der Produktionsfaktor
»junge Arbeitnehmer« relativ knapper
wird, einen Anreiz, verstärkt in Bildung
zu investieren, da die Rendite dieser
Investition im Zuge des demographi-
schen Wandels steigen wird. Anderer-
seits nimmt zumindest mittelfristig der
Konkurrenzdruck auf dem Arbeits-
markt ab, was wiederum zu einer man-
gelnden Investitionsbereitschaft jünge-
rer Arbeitnehmer führen kann.

Des Weiteren konzentrieren sich die
Empfehlungen der Expertenkommissi-
on im Kern auf Möglichkeiten einer
besseren Finanzierung der Weiterbil-
dung und somit lediglich auf die Kos-
tenseite der Investition in eine verbes-
serte produktive Kapazität. Hierdurch

In der Perspektive des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (RWI) in Essen bietet der Schlussbericht der Exper-
tenkommission »teilweise sehr interessante Vorschläge«, aber »auch
einige Schwachstellen«. Hierzu zählen die Konzentration auf die Inve-
stitionsseite, ein eher zu niedriger Ansatz der Kosten, die mangeln-
de Berücksichtigung des demografischen Wandels und der positiven
externen Effekte durch den weiteren Ausbau der Weiterbildung. Die
Autoren schlagen vor, Anreize für mehr Weiterbildungsteilnahme über
eine Spreizung der Lohn- und Einkommensverteilung und über die Ar-
beitslosenversicherung zu schaffen. Insbesondere möchten sie die
Höhe des Arbeitgeberbeitrages zur Arbeitslosenversicherung an die
betriebliche Weiterbildungsinitiative koppeln.
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werden zwei mindestens ebenso zen-
trale Aspekte vernachlässigt, nämlich
(i) die bislang unter Umständen unzu-
reichenden Erträge von Weiterbil-
dungsaktivitäten und die (ii) trotz ob-
jektiver Vorteile bislang mangelnde
Akzeptanz der Notwendigkeit zur Wei-
terbildung durch die Arbeitnehmer.
Hierdurch drohen die begrüßenswer-
ten Vorschläge der Expertenkommissi-
on ohne ihre erwünschte Wirkung, die
nachhaltige Erhöhung des Niveaus der
Weiterbildung in Deutschland, zu ver-
puffen. Insbesondere angesichts der
mangelnden Einsicht vieler potenziel-
ler Weiterbildungskandidaten in die
Notwendigkeit von Weiterbildung (vgl.
Abbildung 8, S. 94 im Schlussbericht)
setzt eine Erhöhung der Weiterbil-
dungsbereitschaft offenbar eine spür-
bare Belohnung voraus.

»Adäquate Belohnung für
Investitionen in Bildung«

Die Wichtigkeit einer adäquaten Be-
lohnung für Investitionen in Bildung
findet sich allerdings nur unzurei-
chend als Argument im Schlussbericht
der Expertenkommission. Die private
Rendite von Bildungsinvestitionen wird
lediglich indirekt bei der Frage nach
den Weiterbildungshemmnissen the-
matisiert. Wird verstärkte Weiterbil-
dung zudem als geeignetes Instru-
ment zum Abbau sozialer Ungleichheit
diskutiert, gerät die Perspektive »wer
investiert, soll daraus auch Vorteile
ziehen« noch weiter aus dem Blick-
feld. Unseres Erachtens scheint es
hingegen notwendig zu akzeptieren,
dass sich die individuelle Entschei-
dung über die Höhe der Investitionen
in produktive Kapazität auch in einer
Differenzierung in den Lebensverhält-
nissen niederschlagen muss. Nur
wenn die Investition in Bildung, insbe-
sondere auch in berufliche Weiterbil-
dung, eine entsprechende Rendite ab-
wirft, also eine Erhöhung des Einkom-
mens im Vergleich zum Einkommen,
das ohne diese weitere Investition er-

zielt wird, dann entsteht auch ein hin-
reichender Anreiz, eine solche Weiter-
bildung zu verfolgen.

Offenbar findet Weiterbildung – zum
Teil informell oder non formal – in der
Praxis doch in nennenswertem Aus-
maß statt, und zwar für diejenigen,
die diese als lohnend empfinden.
Dies führt zu beruflichem Aufstieg und
Lohnzuwachs bzw. Arbeitsplatzsiche-
rung und bedarf keiner weiteren Anrei-
ze. Anreize für diejenigen Arbeitneh-
mer, die solcher bedürfen, können ne-
gativ und positiv gestaltet werden. Ne-
gativ, in dem der Forderung nach
mehr Eigenverantwortung Rechnung
getragen wird. Dies impliziert, dass Ar-
beitnehmer die Konsequenzen veralte-
ten Humankapitals auch selbst zu tra-
gen haben, und bedeutet insbesonde-
re, dass die Möglichkeit des Ausschei-
dens aus dem Berufsleben über Qua-
si-Frühverrentungsprogramme, wie z.B.
der Altersteilzeit, beseitigt wird. Ein
positiver Anreiz wäre dagegen ein
spürbarer direkter Effekt (formaler)
Weiterbildung in Form von Lohnzu-
wachs, was eine stärkere Spreizung
der Lohn- und Einkommensverteilung
und somit eine Deregulierung des Ar-
beitsmarktes impliziert. Ergänzend
oder alternativ hierzu wäre eine ver-
minderte Abgabenlast für soziale Si-
cherung, und hier insbesondere für
die Arbeitslosenversicherung, als Be-
lohnung für eine beständige Weiter-
qualifikation möglich.

Diese Verknüpfung von Weiterbil-
dungsinitiative und Arbeitslosenversi-
cherung könnte auch auf Unterneh-
men übertragen werden. Grundsätzlich
ist zwar dem Votum der Expertenkom-
mission zuzustimmen, dass es nicht
Aufgabe des Staates ist, betriebliche
Weiterbildung zu finanzieren, da dies
im Interesse der Unternehmen selbst
liegt. Darüber hinaus fällt auch auf be-
trieblicher Ebene ein Großteil der Ren-
dite der Weiterbildung auf der Ebene
des Arbeitnehmers an, nicht auf der
Ebene der Unternehmen. Letztere ha-
ben grundsätzlich die Möglichkeit, auf

dem Markt eine verbesserte Leistung
einzukaufen. Für die konkrete Auftei-
lung des durch Weiterbildung entste-
henden Produktivitätszuwachses spielt
der Anteil des sog. allgemeinen und
sog. match-spezifischen (oder unter-
nehmensspezifischen) Humankapitals
die entscheidende Rolle. Jedoch kann
betriebliche Weiterbildung eine positi-
ve Externalität erzeugen, wenn sie
dazu führt, dass das Arbeitsplatzver-
lustrisiko der Arbeitnehmer und somit
die Belastung der Arbeitslosenversi-
cherung reduziert wird. Daher er-
scheint eine Verknüpfung der Höhe
des Arbeitgeberbeitrages zur Arbeitslo-
senversicherung mit betrieblicher Wei-
terbildungsinitiative durchaus beden-
kenswert.

»Betriebliche Weiterbildung
reduziert das

Arbeitsplatzverlustrisiko.«

Ferner muss sich jeder konkrete Vor-
schlag zur Aktivierung der vorhande-
nen Weiterbildungspotenziale nicht
nur daran messen lassen, ob er sein
erklärtes Ziel, also mehr Weiterbil-
dung,  erreicht, sondern auch zu wel-
chen Kosten. Dies berührt den zentra-
len Unterschied zwischen Effektivität
und Effizienz einer Maßnahme oder
staatlichen Intervention. Für den Er-
folg einer Maßnahme ist deren Effek-
tivität nur eine notwendige, nicht je-
doch eine hinreichende Bedingung.
Sie muss darüber hinaus auch effizi-
ent sein, d.h. ihre Ziele mit den ge-
ringst möglichen Kosten erreichen.

Eine geringe Bürokratieintensität ist
ein wichtiger Baustein der Kostenver-
meidung aller staatlichen Eingriffe,
und ein Weg, der in den Vorschlägen
des Schlussberichts noch intensiver
hätte Einzug finden können. So bleibt
es beispielsweise unklar, welche
staatliche Einrichtung die Verwaltung
und Umsetzung der Bildungsdarlehen
übernehmen soll. Hierbei droht durch
die Kopplung der Vergabe zinsgünsti-
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ger Darlehen an das Einkommen und
bestimmte liquide Vermögensmittel
ein recht hoher Verwaltungsaufwand,
der die Kosteneffizienz bedroht. Ein
Verzicht auf solche Ausschlusskriteri-
en macht zwar Mitnahmeeffekte einfa-
cher, könnte aber durch den geringe-
ren Verwaltungsaufwand netto zu ge-
ringeren Kosten führen. Diese Mög-
lichkeit sollte ebenso überdacht wer-
den, wie eine Übertragung der Darle-
hensabwicklung und -gewährung an
Geschäftsbanken, wobei der Staat
zwar die zinsgünstigen Mittel zur Ver-
fügung stellt und den Geschäftsban-
ken eine Gebühr für die Abwicklung
der Darlehen entrichtet, aber nur zum
Teil das Ausfallrisiko des Darlehens
trägt. Das restliche Risiko sollten die
Geschäftsbanken tragen, die somit ei-
nen Anreiz für eine sorgfältige Verga-
be der Darlehen hätten.

»Kostenvermeidung durch ge-
ringe Bürokratieintensität«

Des Weiteren ist anzumerken, dass
die Kostenschätzungen im Gutachten
recht fragil erscheinen. Zum einen be-
rücksichtigen sie die oben angespro-
chenen Kosten der Implementierung
und Umsetzung der Vorschläge (v.a.
Kosten für die Bürokratie) nicht. Zum
anderen sind die Kostenschätzungen
offenbar auf der Basis bisheriger Wei-
terbildungsaktivitäten entstanden, d.h.
sie berücksichtigen Verhaltensände-
rungen der Individuen nicht. Da die
von der Kommission vorgeschlagenen
Maßnahmen zur Förderung lebenslan-
gen Lernens jedoch darauf abzielen,
die Weiterbildungsbeteiligung in
Deutschland signifikant zu erhöhen,
dürfte es sich daher bei den präsen-
tierten Schätzungen eher um eine un-

tere Grenze der tatsächlich entstehen-
den Kosten handeln. Ebenso ist es
denkbar, dass die Renditen der Wei-
terbildung bei erhöhter Weiterbildungs-
aktivität niedriger ausfallen als für die
augenblicklich aktiv Lernenden.

Ausdrücklich zu loben ist die von der
Kommission geforderte Evaluierung
sämtlicher Instrumente als ein unver-
zichtbares Element einer langfristigen
Strategie zur Optimierung des Förder-
instrumentariums. Nur durch die Ent-
tarnung unwirksamer und die Identifi-
kation wirksamer Instrumente kann
staatliches Handeln schrittweise ver-
bessert werden. Diese Evaluierung
kann weder ex ante durch gute theo-
retische Verhaltens- und Marktmodel-
le, noch ex post durch ein stringentes
Controlling der verausgabten Mittel
befriedigend bewerkstelligt werden.
Stattdessen bedarf es bei der Bewer-
tung jeder Maßnahme im Hinblick auf
ihre Kernaspekte, Effektivität und Ko-
steneffizienz eines angemessenen
Studiendesigns, welches das zentrale
Problem von Bewertungen staatlicher
Eingriffe löst, den überzeugenden Ver-
gleich des Vergleichbaren (vgl. z.B.
Fertig/Schmidt 2001).

Abschließend sei noch bemerkt, dass
lebenslanges Lernen bereits in der
Grundschule beginnt. Angesichts der
nicht erst seit der PISA-Studie be-
kannten Mängel der schulischen Bil-
dung in Deutschland, erscheint eine
Reform derselben eine notwendige Er-
gänzung zur Reform der Erwachsenen-
bildung. Hierbei müssen sich vor al-
lem die nebeneinander existierenden
unterschiedlichen Systeme in den ein-
zelnen Bundesländern einer stärkeren
Erfolgskontrolle stellen, damit die Er-
gebnisse des existierenden System-
wettbewerbs transparenter werden.
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Abstract

In the perspective of the Rhine-West-
phalian Institute for Economic Rese-
arch (RWI) in Essen the final report of
the expert commission offers in part
very interesting propositions, but also
has some weak points. Among these
are the concentration on the invest-
ment side of things, a rather too low
estimate of the costs, the lack of
consideration of demographic change
and the positive external effects en-
gendered by the extension of further
education. The authors propose to
create stimuli for a wider participation
in further education activities through
a wider spread of wages and by way
of the unemployment insurance agen-
cy. In particular they would like to
couple the height of the employers’
contribution to unemployment insuran-
ce to the companies’ internal further
education initiatives.


